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Oriantiruugaatz: 

Aus dem Fehien wortlich gleicher technischer Merkmale in eincm 
Produkt-Anspruch und dem unabhãngigen Anspruch zur Herstellung 
des Produkts kann noch nicht auf Nichteinheitlichkeit der 
Erfindungen geschlossen werden. Beim Vergleich der Merkmale von 
moglicherweise uneinheitlichen oder als uneinheitlich 
vermuteten Anspruchen ist die Beschreibung mit heranzuziehen, 
urn mit ihrer Hilfe zu untersuchen, weiche Effekte den einzelnen 
Anspruchsmerkmalen zuzuordrien sind. Erst aufgrund einer soichen 
Untersuchung kann entschieden werden, ob die Erfindungen 
aufgrund ".ntpr.chend.r' technischer Merkmale in einexn 
technischen Zusammenhang stehen. 
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Sachverhalt und Antrãge 

Der Anmelder hat am 11. Mrz 1994 die Internationale 

Anmeldung PCT/EP94/00761 eingereicht. 

Die Anmeldung betrif ft einen Etikettenbogen sowie em 

Verfahren und eine Vorrichtung zu dessen Herstellung. 

Am 12. August 1994 richtete das Europische Patentamt als 

zustandige Internationale RecherchenbehOrde (IRE) an den 

Anmelder eine Aufforderung gem&S Artikel 17 (3) a) und 

Regel 40.1 PCT, in der die Anmeldung als uneinheitlich 

gem&Z den Regein 13.1 und 13.2 PCT bewertet wird. 

Zur Eegrundung wurde in dieser Aufforderung ausgeführt, 

dais, die Anspruche der vorliegenden Anmeldung in zwei 

Gruppen unterteilt werden kOnnen: 

"Erste Gruppe: Ansprttche 1 - 13 

Die Erste Gruppe betrif ft einem Etikettenbogen 

bestehend aus abh.siven Tragermaterial 

zwischenhiegenden Haftklebestoffschicht und 

Obermaterial und 1st dadurch gekennzeichnet, daE, die 

Flãche des Obermaterials derart kleiner ist, da:9 die 

Tràgermaterialkante auf alien seiten des Bogens Uber 

die Obermaterialkante hinaussteht. 

Zweite Gruppe: Anaprttche 14 - 28 

Diese zweite Gruppe betrif ft ein Verfahren zur 

Herstellung von Etikettenbogen, ebenso bestehend aus 

Tragermaterial, Haftklebestoffschicht und Ober-

material. 

Das Etikettenmaterial wird, unter anderem, gestanzt, 

es entsteht dadurch ein Matrixgitterband. Das 

besondere technische Merkrnal dieses Verfahrens liegt 
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darin, dais das Abziehen des Matrixgitterbandes aus 

dem Obermaterial in einem Winkel von 5 bis 900  zur 

Bahnlaufrichtung des weitergefUhrten Etiketten-

materials stattfindet. 

Diese zwei Gruppen von Anspruchen zeigen kein 

gemeinsames erfinderisches Konzept, oder gemeinsame 

bedeutende technische Merkmale. 

Insbesondere kann aus den Merkmalen des Verfahrens 

nicht abgeleitet werden, dag der Etikettenbogen, wie 

in den Anspruchen der ersten Kategorie gekenn-

zeichnet, erzeugt werden kann." 

Eine weitergehende Begrundung, weshaib keine einheitliche 

Erfindung vorliegen soilte, enthält die Aufforderung 

nicht. Es mui, somit untersteilt werden, dag die IRB vom 

Vorliegen einer Uneinheitlichkeit Na priori" ausgeht, da 

sie in der Begründung ihrer Aufforderung zur Zahiung 

zustz1icher GebQhren keinerlei Stand der Technik nennt, 

obwohl in der Mitteilung über das Ergebnis der 

Internationalen Teilrecherche Druckschriften der 

Kategorie "X" und "Y" aufgeführt sind. 

III. Die beiden unabhàngigen ArisprUche 1 und 14 der beiden 

Gruppen lauten wie folgt: 

"1. Etikettenbogen aus einem Etikettenmaterial, bestehend 

aus abhsivem Tragermaterial, zwischenliegender 

Haftklebstoffschicht und Obermaterial, dadurch 

gekennzeichnet, dag die Flãche des Obermaterials derart 

kleiner als die des Tragermaterials ist, dais die 

Trgermaterialkante auf alien Seiten des Bogens Uber die 

Obermaterialkante hinaussteht." 
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"14. Verfahren zur Herstellung von EtikettenbOgen, bei 

dem ein aus abhâsivem Tragerrnaterial, zwischen1iegende 

HaftklebstoffSChiCht und Obermaterial aufgebautes 

Etikettenmaterial abgerollt, ggf. bedruckt und dann 

gestanzt wird, anschliefend ein Matrixgitterband des 

Obermaterials abgezogen wird, und schliefiich das 

verbleibende Etikettenmaterial lngs und quer geschnitten 

bzw. quer perforiert und als Bogen abgelegt bzw. 

abgefaltet und dann an den Perforationslinien in einzeine 

BOgen getrennt wird, dadurch 

g eke n n z e Ic h n e t , dais man das 

Matrixgitterband aus dem Obermaterial in einem Winkel 

alpha = 5 - 90 0  zur Bahnlaufrichtung des weitergefUhrten 
EtikettenmaterialS abzieht und hierbei die jeweils 

ãu1eren Längsstege des Matrixgitterbandes so fQhrt, daf 

sie senkrecht zur Laufrichtung des Matrixgitterbandes in 

der Ebene der abgezogenen Matrix freibeweglich sind." 

IV.. Der Anmelder hat mit Fax vom 12. September 1994, einem 

Montag, die geforderte weitere RecherchengebQhr unter 

Widerspruch bezahlt. Zur BegrQndung seines Widerspruchs 

führt der Anmelder aus, daf, für die Herstellung des 

Etikettenbogens gem&9 dem Anspruch 1 ein spezielles 

Verfahren erforderlich ist, wie es im Anspruch 14 

dargelegt wird. Bei diesem Herstellungsverfahren werden 

spezielle Bedingungen eingehalten, urn das 

Matrixgitterband (des Obermaterials) abziehen zu kOnnen, 

ohne dag dieses reiIt, wobei ein Etikettenbogen gebildet 

werden soil, bei dem die Tragerrnaterialkante auf alien 

Seiten des Bogens über die Obermaterialkante hinaussteht. 

Die im kennzeichnenden Teil des Anspruchs 14 angegebenen 

Verfahrensschritte ermoglichen es, dag das aus dünnen 

Lãngs- und Querstegen bestehende Matrixgitterbafld 

abgezogen werden kann, urn dann die EtikettenbOgen nur 

mehr durch einfache Trennschritte aus dem 

Etikettenmaterial zu erzeugen. Insofern sind die 

kennzeichnenden Merkmale des Anspruchs 14 eine 
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Voraussetzung, urn EtikettenbOgen der nach Anspruch 1 

beanspruchten Art auf technisch und wirtschaftlich 

sinnvolle Weise zu erzeugen. Somit ist das Verfahren nach 

Anspruch 14 - nach Auffassung des Anrnelders - auf die 

Herstellung des Gegenstands nach Anspruch 1 abgestellt 

und daher beruhen die Gegenstande der Anspruche 1 - 13 

einerseits und der Anspruche 14 - 28 andererseits auf 

einern gerneinsamen erfinderischen Konzept. Insbesondere 

wird der Zusammenhang zwischen den beanspruchten 

EtikettenbOgen und dem Verfahren zu ihrer Herstellung 

auch durch die Beispiele 1 und 2 der vorliegenden 

Anxneldung verdeutlicht. 

V. 	Am 10. November 1994 hat die IRB dern Anmelder als 

Ergebnis der tTherprufung der Aufforderung zur Zahiung 

einer zusätzlichen Recherchengebuhr gem&S Regel 40.2 c), 

d) und e) rnitgeteilt, dag diese Aufforderung in vollern 

Umfang berechtigt gewesen sei. Auferdern hat sie den 

Aninelder zur Zahiung einer Widerspruchsgebuhr in HOhe von 

DEM 2 000.- innerhaib einer Frist von einern Monat 

aufgefordert. Irn Falle der nicht fristgerechten Bezahiung 

der Widerspruchsgebuhr gelte der Widerspruch als 

zuruckgenominen. 

Die IRB hat in der oben genannten Mitteilung von 

10. November 1994 ausgefuhrt, dais auch der 

fiberprfif ungs aus s chug zu den Ergebnis gekoxnrnen ist, 

Odag kein besonderes gemeinsarnes Merkinal vorhanden 

ist zwischen den beiden Gegenstanden", 

wie die IRB bereits in ihrer Begrundung zur Aufforderung 

- 	zur Zahiung zusãtzlicher GebCihren von 12. August 1994 

festgestellt hat. 

3131.D 	 . . .1... 



r j 
	 - 5 - 	 w 0002/95 

VI. 	Der Anmelder hat mit FAX vom 8. Dezernber 1994 die 

Widerspruchsgebuhr entrichtet und nochmals semen 

Widerspruch detailliert begrUndet. Gleichzeitig hat der 

Anxnelder einen neuen Satz von AnsprQchen 1 bis 28 beim 

Internationalen EUro der WIPO in Genf eingereicht, dessen 

Anspruch 14 dahingehend geãndert ist, daZ ein Bezug auf 

die vorangehenden ProduktansprUche 1 bis 11 ("gem&Z einem 

der AnsprUche 1 - 11 11 ) aufgenommen wurde. Der Anrnelder 

hat beantragt, daZ die IRB die Einheitlichkeit der 

AnsprQche im Hinblick auf den neu definierten Anspruch 14 

anerkennt. 

Exit scheidungsgründe 

GemãE Artikel 154 (3) EPU sind die Beschwerdekammern des 

EPA zustãndig, Uber den Widerspruch des Anmelders gegen 

die Festsetzung zusätzlicher GebUhren zu entscheiden. 

Der Widerspruch entspricht Regel 40.2 C) und e) PCT; er 

ist daher zu1ssig. 

Die Kamrner hat keine Kompetenz, die Einheitlichkeit der 

Anxneldung auf der Basis des vom Anmelder dem 

Internationalen BUro der WIPO Ubersandten und zusainmen 

mit der WiderspruchsgebQhr auch bei der IRB 

eingereichten, geanderten Anspruchs 14 (htgemai einern der 

AnsprUche 1 - 11 11 ) zu prUf en. Die Befugnis der Karnrner 

ergibt sich aus Artikel 154 (3) EPU in verbindung mit 

Regel 40.2 c) und e) PCT; danach kann die PrUfung des 

Widerspruchs nur auf der Grundlage derjenigen Unterlagen 

erfolgen, die zum Zeitpunkt der Aufforderung der IRE zur 

Zahiung der zusàtzlichen RecherchengebUhr vorlagen, da 

Anderungen der Anspruche erstmals nach Erstellung des 

internationalen Recherchenberichtes zu1ssig sind 

(Artikel 19 (1) PCT) 
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Nach stndiger Rechtsprechung der Beschwerdekammern ist 

eine Aufforderung zur Zahiung zusátzlicher Recherchen-

gebUhren gem&9 Artikel 17 (3)a) und Regel 40.1 PCT mit 

einer ausreichenden Begrundung zu versehen, die den 

Anmelder zurnindest erkennen 1ã1t, weiche Cjberlegungen der 

IRB für die Feststellung der Nichteinheitlichkeit 
rna3gebend waren (siehe W 04/85 - AB1. EPA 1987, 63; 

W 07/86 - AB1. EPA 1987, 67; W 07/85 - AB1. EPA 1988, 
211). Lediglich in einfach gelagerten Fallen kann die 
reine Aufzahlung der unterschiedlichen Anmeldungs-

gegenstande ausreichend sein, sofern die Aufzahlung 
zeigt, daS offensichtlich nicht nur eine einzige 

erfinderische Idee verwirklicht ist. Ansonsten jedoch ist 

in einer logisch-gedanklichen Entwicklung darzulegen, 

weiche Uberlegungen zur Feststellung der Nicht-
einheitlichkeit gefUhrt haben, urn dem Anmelder und der 

Rechtsmittelinstanz die Nachprüfung dieser Feststellung 
zu ermoglichen. 

Im vorliegenden Falle soilte prima facie Einheitlichkeit 

der Anmeldung gegeben sein, nachdent die IRB die beiden 
unterschiedlichen Erfindungen in den ein Produkt 

betreffenden Anspruchen 1 - 13 einerseits und in den em 
Herstellungsverfahren für ein soiches Produkt 
betreffenden AnsprUchen 14 - 28 andererseits gesehen hat. 

Die IRB hat sich in ihrer Aufforderung zur Zahiung 

zusätzlicher Gebühren vom 12. August 1994 darauf 

beschrãnkt, diese beiden Gruppen und den wesentlichen 
Inhaltder unabhangigen AnsprUche 1 und 14 aufzuzahlen, 

und zur Begründung der Nichteinheitlichkeit ausgefuhrt, 

dais die zwei Gruppen von Ansprüchen "kein gemeinsames 

erfinderisches Konzept, oder gemeinsame bedeutende 

technische Merkinale" zeigen; insbesondere kOnne auch "aus 

den Merkinalen des Verfahrens nicht abgeleitet werden, dais 
der Etikettenbogen wie in den Ansprüchen der ersten 

Kategorie gekennzeichnet, erzeugt werden kann". 

3131.D 	 . . .1... 
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6.1 	Die AusfQhrungen der IRB, daE die zwei Gruppen von 

AnsprQchen "kein gemeinsames erfinderisches Konzept" 
zeigen und "aus den Merkinalen. des Verfahrens nicht 

abgeleitet werden kann, dag der Etikettenbogen wie in den 

AnsprQchen der ersten Kategorie gekennzeichnet, erzeugt 

werden kann", stellen lediglich Behauptungen aber keine 

BegrQndung im Sinne einer nachvollziehbaren, 

logisch-gedanklichen Entwicklungskette dar. 

In ihren weiteren Ausfuhrungen, dag die zwei Gruppen von 

AnsprUchen auch keine gemeinsamen bedeutenden [gemeint 
war of fenbar "besonderen"] technischen Merkmale 

aufweisen, htte die IRE un einzelnen darlegen müssen, 

inwiefernein solcher technischer Zusammenhang fehlt. Es 

genügt n.m1ich norinalerweise nicht, in rein 

mechanistisch-formalistischer Art die als uneinheitlich 

verinuteten Anspruchsgruppen nach gemeinsarnen, wOrtlich 

ubereinstirnmenden Merkinalen abzusuchen und aus dern Fehlen 
soicherwOrtlich Ubereinstimrnender Merkmale auf 

Nichteinheitlichkeit zu schlieien. In Regel 13.2 PCT ist 

die für das Vorliegen von Einheitlichkeit hinreichende 

Bedingung - wie folgt - definiert, 

"wenn zwischen diesen Erfindungen ein technischer 

Zusaminenhang besteht, der in einein oder mehreren gleichen 

oder entsprechanden besonderen technischen Merkinalen zum 

Ausdruck kommt" 

(Hervorhebung durch die Karrffner hinzugefugt). 

	

6.2 	Der vorliegende Fall ist nicht einer jener sogenannten 

"einfachen" Fâlle, weil - wie unter Nr. 5 schon 

ausgefuhrt - norinaler Weise das Produkt und-ein besonders 

angepaftes Verfahren zu seiner Herstellung ("a process 

specially adapted for the manufacture of the said 

product" - PCT Applicant's Guide-Volume I, No. 115(i)) 

als einheitlich zu betrachten sind. Somit handelt es sich 
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nicht urn einen of fensichtlichen oder augenfalligen Fall 

der Nichteinheitlichkeit, sondern urn einen áquivalenten 
Fall zurn Beispiel 7 der liAinistrati ve  Instructions as 
in force from July 1, 1992", Annex B, Part 2, No. I. 

In diesem Beispiel 7 handelt es sich ebenfalls urn einen 

Produkt-Anspruch und urn einen Anspruch auf ein Verfahren 
zur Herstellung des Produkts, wobei auch in diesem Fall 

im Anspruch für das Herstellungsverfahren nicht alle 
Merkrnale des Produkt-Anspruchs wOrtlich wiederzufinden 
sind. Nachdem jedoch aus der Beschreibung dieses 

Beispiels hervorgeht, dag die Verfahrensschritte des 
Verfahrens-Anspruchs zu einern Produkt mit den im 

Verfahrens-Anspruch nicht wOrtlich aufgeführten Merkmalen 
des Produkt-Anspruchs führen, ist Einheitlichkeit der 
Erfindung gegeben, da ".ntpr.ch.nd." Merkmale im 
Verfahrens -Anspruch vorhanden sind. 

6.3 	Aus dern Fehien wOrtlich gleicher technischer Merkrnale 
kann somit noch nicht auf Nichteinheitlichkeit 

geschlossen werden, sondern es ist zu untersuchen, ob die 
Erfindungen aufgrund •.ntgpr.ch.nd.r 1  techriischer 
Merkmale in einexn technischen Zusammenhang stehen. Hierzu 
mug die aus der Beschreibung abzuleitende Aufgabe in 

Betracht gezogen werden. Es ist nárnlich (jedenfalls nicht 

im vorliegenden Fall) eine sinnvolle Beurteilung der 
Einheitlichkeit ohne Heranziehung der Aufgabe nicht 

mOglich. 

Wegen der Unterlassung einer Analyse der Erfindung nach 

Aufgabe und deren Losungen, urn ".ntapr.ch.nde" technische 
Merkmale aufzufinden oder deren Vorhandensein 

auszuschlieEen, kann nicht nachvollzogen werden, ob die 
in der Aufforderung zur Zahiung zustzlicher Gebühren 

behaupteten beiden Gruppen von Erfindungen sich derart 

von einander unterscheiden, dag keinerlei technischer 

Zusaininenhang oder Wechselwirkung gegeben ist. 
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6.4 	Falls die IRB mit ihrer Formulierung 

"wie in den Anspruchen der ersten Kategorie 

gekennzeichnet" 

zuxn Ausdruck bringen wolite, dag der kennzeichnende Teil 

des Produkt-Anspruchs (Etikettenbogen) keine "gleichen 

oder entsprechenden" technischen Merkmale im 

kennzeichnenden Teil des Verfahrens-Anspruch aufweist, 

"die einen Beitrag jeder beanspruchten Erfindung ais 

Ganzes zum Stand der Technik bestirnrnen", so ware dies em 

Einwand der Nichteinheitlichkeit "a posteriori" gewesen, 

der die Nennung eines entsprechenden Standes der Technik 

und eine Darlegung seiner Relevanz für den 

Anmeldungsgegenstand notwendig gemacht hatte. 

Nachdem die Aufforderung zur Zahiung zusatzlicher 

Gebühren weder einen Stand der Technik nennt noch die 

Relevanz eines solchen hinsichtlich der Patentfahigkeit 

des Arimeldungsgegenstandes darlegt, ist davon auszugehen, 

daI, der von der IRE gemachte Einwand ein Einwand der 

Nichteinheitlichkeit "a priorilt  sein soilte, der eine 

Analyse der strittigen Ansprüche als Ganzes hinsichtlich 

gleicher oder entsprechender Merkmale erforderlich 

gemacht hatte. 

	

6.5 	Die Aufforderung der IRE ist nicht rechtswirksam, weil 

sie keine ausreichende, logisch-gedanklich 

nachvollziehbare Begründung für die behauptete 

Nichteinheitlichkeit enthalt. 

	

6.6 	Der OberprfifungsausschuZ hat, nachdem er den mit GrQnden 

versehenen Widerspruch des Anmelders in Betracht gezogen 

hat, d 1 e RechtmaEigkeit der Aufforderung zur Zahiung 
zusatzlicher Gebühren bestatigt. 
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- 10 - 	 W 0002/95 

	

7. 	Unabhãrxgig von den Ausfuhrungen unter obigen Nr. 6.1 bis 

6.5 ist die Kammer aber auch der Auffassung, dais die 
vorliegende Anmeldung das Erfordernis der Einheitlichkeit 

erfullt. 

Nach Artikel 17 (3) a) und Regel 13 PCT kommt es nicht 

darauf an, ob die isoliert betrachteten AnsprUche 
einheitlich sind. Vielmehr ist gemag den Vorschriften des 

PCT die Einheitlichkeit der Anmoldung zu beurteilen, die 

aus Beschreibung, Anspruchen und ggf. Zeichnungeri 
besteht; d. h. dag zur Beurteilung der Einheitlichkeit 

der b.anaprucht.0 Erfindung bzw. der Gruppe von 

Erfindungen die Anspruche im Lichte der Beschreibung und 

ggf. der Zeichnungen zu sehen sind. Beim Vergleich der 

Merkmale von moglicherweise uneinheitlichen oder als 
uneinheitlich vermuteten Ansprüchen ist also die 

Beschreibung mit heranzuziehen, urn mit ihrer Hilfe zu 
untersuchen, weiche Effekte den einzelnen Anspruchs-

merkmalen zuzuordnen sind. 

	

7.1 	Die vorliegende Anmeldung betrif ft einerseits einen 
Etikettenbogen, der aus einem abhãsiven Trgermaterial, 
aus einer zwischenliegenden Haftklebstoffschicht und aus 

einem Oberxnaterial besteht, wobei die Flàche des 
Obermaterials derart kleiner als die des Tragermaterials 

ist, dag die Trgermateria1kante auf allen Seiten des 

Bogens über die Obermaterialkante hinaussteht. 

Der Vorteil eines soichen Etikettenbogens besteht darin, 

dai3 die Ubertragung von Haftklebstoff auf weiter -

verarbeitende Maschinen und Anlagen vermieden wird, weil 

nur die von Haftklebstoffpartikelfl freien, vorstehenden 

Tragermaterialkafltefl mit den Anlagen bzw. den 

entsprechenden Maschinenteilen in Beruhrung kommen, 
unabhângig davon ob der Etikettenbogen mit der scbmalen 
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oder der breiten Seite voran durch die Weiterver-

arbeitungsanlage transportiert bzw. eingezogen wird (vg. 

Seite 5, Absatz 1 und 2 der Beschreibung) 

Ferner betrif ft die Anmeldung ein Verfahren zur 

Herstellung soicher EtikettenbOgen. Dieses im Anspruch 14 

beanspruchte Herstellungsverfahren für die EtikettenbOgen 

des Anspruchs 1 soil wirtschaftlich mit einer hohen 

Produktionsgeschwindigkeit durchgefuhrt werden kOnnen. 

Nachdem (für eine wirtschaftliche Materialausnutzung) der 

Abstand zwischen der Trgerrnaterialkante und der 

Obermaterialkante des Etikettenbogens nur 0,1 bis 2,0 xmn 

betragen soil (vgl. Seite 8 vorletzter Absatz der 

Beschreibung), bedarf es einer besonderen Technik, urn das 

Abziehen des aus den schmaien L&ngs- und Querstegen 

bestehenden Matrixgitters aus dem Oberi -naterial bei hohen 

Bahnlaufgeschwindigkeiten des Trägermaterials 

(entsprechend hohen Produktionsgeschwindigkeiten) zu 

errnOglichen, ohn6 dag das Matrixgitter dabei ab-- oder 

einreiEt, wodurch der Produktionsablauf erheblich gestOrt 

wQrde (vgl. Seite 7, letzter Absatz bis Seite 8, erster 

Absatz der Beschreibung). Diese spezielle Technik wird 

durch 6in Verfahren mit den Merkmalen des Anspruchs 14 

zur VerfUgung gestellt. 

7.2 	Auch wenn der der IRB vorliegende und der vorliegenden 

Entscheidung zugrundeliegende Anspruch 14 keinen 

eindeutigen Bezug auf den Gegenstand der EtikettenbOgen 

gemag Anspruch 1 enthãlt, so geht doch aus der 

Beschreibung (beispielsweise Seite 10, Zeilen 3 und 4 von 

unten) eindeutig hervor, dag das' Herstellungsverfahren 

des Anspruchs 14 sich auf derartige EtikettenbOgen 

bezieht. Die besonderen entsprechenden Merkrnale dieses 

Verfahrens tragen dem Umstand Rechrxung, daE die 

Tragermaterialkante auf alien Seiten des Etikettenbogens 

über die Obermaterialkante hinaussteht. Im Anspruch 14 

weist das aus dem Obermaterial abzuziehende Material die 
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Form eines Matrixgitters auf, weiches notwendigerweise 

neben Lângs- auch Querstege aufweisen mug und bei dern 

nicht einfach zwei Rand-Langsstege in Bahnlaufrichtung 

abgezogen werden. Erst mittels der Ma1nahme, dag die 

u1eren Langsstege des Matrixgitterbandes so gefuhrt 

sind, dag sie senkrecht zur Laufrichtung des Matrix-

gitterbandes in der Ebene der abgezogenen Matrix 

freibeweglich sind, wird ermOglicht, dag die Querstege 

gleichzeitig mit abgezogen werden, ohne dag beim Abziehen 

die Gefahr des Em- oder Abrei1,ens, insbesondere bei 

hohen Bahnlaufgeschwindigkeiten des Trägermaterials, 

auftritt. Es ist náxnlich mit dem im Anspruch 14 

charakterisierten Verfahren mOglich, eine Qberrnãiige 

Debriung der Querstege und eine Kerbwirkung in den 

Knotenpunkten von Langs- und Querstegen zu verhindern 

bzw. gering zu halten und dabei dennoch Produktions-

geschwindigkeiten (Babnlaufgeschwindigkeiten) von über 

100'm/min zu erreichen (Seite 14, Absatz 2 der 

Beschreibung). 

7.3 	Es ist somit zweifelsfrei, daf, dem Merkmal des 

Produktanspruches 1 

"dais die F1che des Oberrnaterials derart kleiner als 

die des Trgermateria1s ist, dais die Trgezinateria1-

kante auf alien Seiten des Bogens über die 

Obermaterialkante hinaussteht" 

das Verfahrensmerkmal zur Hersteliung dieses Produkts 

entspricht, 

"da1, man das Matrixgitterband aus dem Oberinaterial in 

einexn Winkel a = 50 bis 90 0  zur Bahniaufrichtung des 
weitergefiThrten Etiketteninaterials abzieht und 

hierbei die jeweils ãuieren Lngsstege des 

Matrixgitterbandes so führt, dag sie senkrecht zur 
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Laufrichtung des Matrixgitterbandes in der Ebene der 

abgezogenen Matrix freibeweglich sind". 

Somit erinoglichen die Merkmale des Verfahrensanspruchs 14 

die Herstellung des Etikettenbogens nach Anspruch 1, bei 

dem die Flãche des Oberrnaterials derart kleiner als die 

des Trager-materials ist, daS die Trgerrnateria1kante auf 

alien Seiten des Bogens Uber die Obermateriaikante 

hinaussteht. 

8. 	Nachdem die Feststeliung der Nichteinheitiichkeit in der 

Zahiungsauffbrderung der IRB im Hinblick auf den Wortlaut 

der Regel 13 PCT und auf die relevanten PCT-Verwaltungs-

richtlinien nicht ausreichend begrundet war, genQgt diese 

Aufforderung den Erfordernissen der Regel 40.1 PCT nicht. 

DarUber hinaus genUgt die Arirneldung - zumindest "a 

priori" - aber auch dern Erfordernis der Einheitlichkeit 

in Lichte der. oben angefUhrten Vorschriften des PCT. 

Die Einbehaitung der unter Widerspruch entrichteten 

zustz1ichen RecherchengebQhr und der widerspruchsgebUhr 

ist daher nicht gerechtfertigt (Regel 40.2 c)und e) PCT]. 
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Exit scheidungs formel 

Aus diesen Gründen wird exitschieden: 

Die Ruckzahlung der zustz1ich entrichteten RecherchengebUhr 

und der Widerspruchsgebuhr wird angeordnet. 

Die Geschftsste11enbeamtin: 	Der Vorsitzende: 

M. Beer 	 G. D. Paterson 

3131 .D 
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ti 

Exposé des faits et conclusions 

I. 	Les deinandeurs ont déposé la deinande internationale PCT/FR 

90/00429. 

II. Le département de la Haye de 1 1 Off ice européen des brevets 
agissant en qualité d'athninistration chargée de la 
recherche internationale (ACRI) pour cette demande a 
adressé aux demandeurs une invitation a payer une taxe de 

recherche additionnelle au motif qu'il n'y avaitpas unite 
d'invention entre les revendications des groupes suivants: 

Revendications 1 - 20, 23, 26 - 34 concernant un système 
de visualisation tête basse d'une image virtuelle. 
Revendlcations 21, 22, 24, 25 concernant un afficheur 
electronique. 

En outre, ii était precise dans l'invitation que bien qu'il 
existât un lien forinel entre les revendications 
indépendante et dépendante (s), les suj ets mentionnés ci-
dessus, définis chacun par un problème et une solution, 
n'avaient Pu être rassemblés par un quelconque lien 
technique ou interaction de manière a former un seul 

concept inventif general. Ce lien forinel n'était pas non 
plus admissible au regard de la règle 13.4 PCT, qui dispose 
que, pour être incluses dans la méme demande, les 
revendications dépendantes doivent concerner des formes 
spécifiques de l'invention objet de la revendication 
indépendante. 

III. Les demandeurs ont acquitté la taxe additionnelle requise 

dans le délai fixé par la notification tout en formulant 
une reserve conformément a la régle 40.2 C) PCT. 

Dans les motifs fournis a l'appui de leur reserve, les 
demandeurs ont exposé que "l'imageur" cite en 
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revendication 1 et "l'afficheur" cite en revendications 21, 
22, 24 et 25 correspondaient a la même entité. Les 
revendications 21, 22, 24 et 25 concernaient precisément 
des formes spécifiques de l'iinageur cite dans la 
revendication 1 indépendante et devaient donc être permises 
selon la règle 13.4 PeT. 

Motifs de la decision 

La reserve formulée satisfait aux conditions de la 
régle 40.2 C) PCT et est donc recevable. 

L'ACRI a considéré que les revendications 21, 22, 24et 25, 
bien que forinellexnent dépendantes de la revendication 1, ne 
présentaiént pas d'unité d'invention avec elle au motif 
qu'elles concernaient des caracteristiques d'un afficheur 
électronique et non les caractéristiques du dispositif 
optique, objet de la revendication 1. 

La chainbre de recours ne peut se rallier a cette opinion. 
Certes, les revendications 21, 22, 24 et 25 ne concernent 
pas des moyens optiques proprenient dits mais le 
positionneinent spécifique de connecteurs et de circuits 
intégrés servant a piloter l'afficheur (sur ce point, la 
chanibre observe qu'il est clair, conime l'ont souligné les 
deinandeurs dans leur lettre de reserve, que le terine 
"afficheur" utilisé dans la revendication 1 et le ternie 
"imageur" utilisé dans les revendications 21 et suivantes 
designent la méine entité). 

Cependant, ces revendications dépendantes 21, 22, 24 et 25 
incorporent égaleinent nécessairement toutes les 
caractéristiques de la revendication indépendante 1 
relatives aux moyens optiques du dispositif optique 
revendiqué et concernent ainsi des forines de réalisation 
specifigues de l'invention de sorte que les conditions de 

00170 
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la règle 13.4 PCT seraient reniplies mêine Si 1 1 objet 
spécifique de ces revendications pouvait être considéré 
coinxne constituant en soi une invention. 

Il y a lieu d'ailleurs de noter que l'afficheur ou iinageur 
mentionné a la revendication 1 et dont certaines 
caractéristiques font l'objet des revendications 21, 22, 24 

et 25 constitue un élément essentiel du dispositif optique 
revendiquê et que ses caractéristiques, y compris celles 
mentionnées dans les revendications 21, 22, 24 et 25, 

contribuent, en combinaison avec les caractéristiques 
optiques proprement dites, a la solution du probleme que 
l'invention a pour but de résoudre, a savoir, la fourniture 

d'informations a un conducteur de véhicule automobile d'une 
façon moms complexe et moms coiteuse que ne le permettent 
les dispositifs antérieurs, en pèrmettant, notamiuent, de 

donner a l'afficheur ou imageur des dimensions réduites 

(Cf. page 2, lignes 14 a 17 de la demande internationale). 

L'ACRI a base l'invitation a payer la taxe de-recherche 
additionnelle sur la constatation d'une manque d'unité "a 
priori", c'est-à-dire sans prendre en consideration l'état 
de la technique cite pour determiner la nouveauté et 
l'activité inventive de l'objet de la revendication 1. 'La 
chambre n'a donc aucune raison d'examiner d'off ice la 
question de inanque d'unité "a posteriori". 

Pour les raisons données ci-dessus, la chainbre estime' que 
l'invitation émise par 1 1 ACRI a payer une taxe d.e recherche 
additionnelle n'était pas fondée. La reserve formée par les 
demandeurs étant donc justifiee, le remboursement de cette 
taxe peut étre ordonné (règle 40.2 c) PCT). 
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Dispositif 

Par ces motifs, 1l est statue coe suit : 

Le remboursement de la taxe additionnelle est ordonné. 

Le Greffier: 
	 Le Président: 

P. Martorana 
	

E. Turrini 
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